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Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Ufteri.

Donnerstag, den 4 Sept. 1800. Zweytes Quartal. Den 17 Fruktidor VIII.

Vollziehungs- Nath.
Beschluß vom zo. August.

Der Vollziehungsrath der helvetischen Republik, in
Fortsetzung seiner Berathung über den Nöthliöberger,
Distriklseinnehmer von Ober-Emmenthal im Canton
Bern.

In Erwägung d.s Mißbrauchs, den er von seiner

öffentlichen Beamlung machte, und der vorschlichen
Vernachläßiguvg die Gesetze zu vollziehen, deren An-
sehen er noch durch Meinungen und Beweggründe
schwächte, die an sich selbst schon äusserst strafwürdig
sind;

In Erwägung, daß die Verantwortlichkeit, unter
welcher die öffentlichen Beamten stehen und die Ncr-
gehen gegen ihre Pflicht, nicht ungestraft können ge-
lassen werden;

Nach angehörtem Bericht seines Justizministers
besch ließt:

Die Untersuchung der Vergehen, deren sich der

obengenannre Bürger Röthlisderger i» Nichterfül-
lung seiner Amtspflichten und in seinem Betragen,
das Ansehen und die Kraft der Gesetze zu zernich-
tew schuldig gemacht haben mag, solle an das

Bezirkgericht Oder - Emmenthal gewiesen seyn,
allwo er durch die Beflissenheit des öffentlichen
Anklägers über seine Vergehen richterlich belangt
werden solle.

z. Der Jusiizministec ist mit der Vollziehung des ge-

genwärtigen Beschlusses beauftragt.
Folgen die Unterschristen.

Beschluß vom August.

Der Vollziehungsrath der helvetischen Republik,
nach angehörtem Bericht seines Ministers der Künste

und Wissenschaften, über das Begehren des sämtliche«

Collcgiums der Professoren an der Akademie zu Bern;
daß die von denselben vorgenommene Wahl des B.
Professor SchärerS zum Rektor der Akademie, der

alten Schulordnung gemäß, von der vollziehende»
Gewalt bestätigt werden möchte,

beschließt:
1. Der Bürger Professor Schärer ist in seiner Wahl,

als Rektor der Akademie zu Bern bestätigt.

2. Der Minister der Künste und Wissenschaften ist

mit der Notifikation des gegenwärtigen Beschlusses

beauftragt.
Folgen die Unterschriften.

Gesetzgebender Rath, 1. September.
Fortsetzung.

Beschluß des Gesetzes über die Terminsverlängerung
des Amnesiicgesctzes.

1. Den Unteroffiziers und Soldaten der helvetischen

Emigranrencorps in fremdem Sold, ist der obge,

meldte dremnonatliche Begnadigungstcrmin bis
ans den i sten kommenden Weinmonats zu ihrer
Rückkehr verlängert.

2. Sie sind jedoch gehalten, sich der Vorschrift "des

H. 11, 12, iz nud 14 des Gesetzes vom 28.
Hornung 1800 über die Amnestie, zu unterziehen.

z. Gegenwärtiges Gesetz soll gedruckt, öffentlich be-

kannt gemacht und an den gewöhnliche» Orten
angeschlagen werden.

Eine Zuschrift der Munizipalität Zürich, ihre Krä-
merverordnung betreffend, wird an die schon mit die«

sem Gegenstand beschäftigte Polizeycomißion gewiesen.

B. ff sscques Noll, Directeur äs la rUariukkcturs

äe Loffervilts xrcs dluncy, übersendet seine gedruckte



Schrift: lftopans cla ft/ire à In Idopubligue frsncznils
ITrot lo plus kcureux et !u plus -igrQbio gui exilte.
Dieselbe wird an die CvnstitulionScommißioii gewiesen.

Die FinanzcomMigion schlägt folgendes Gesetz vor»
welches angenommen wird:

Der gesetzgebende Nach, auf die Botschaft des

Vollziehungsralhs —
In Erwägung, daß die Grenzbewohner der Gras-

schast Neucnburg von jeher gewohnt waren, einen

Theil ihres Getreides auf den benachbarten schmelze-

rischen Märkten anzukaufen und daß sie selbst zu Zeiten
allgemeiner Sperre darin begünstigt worden sind;

In Erwägung, daß sowohl die ncucnburgische Ne-
glernng als aber die dortigen Angehörigen, mit den

hicrscitigcn Behörden und Bürgern ununterbrochen in
dem besten Einverständnisse gestanden und in verseifte-

denen Gelegenheiten thätige Beweise ihrer fürdaurcn-
den freundnachbarlichen Gesinnungen gegen das benach-

harte Helvetic» an den Tag gelegt haben;
In Erwägung endlich, daß die Erndte in dem

angrenzenden Distrikt Seeland gut ausgefallen ist;
verordnet:

l. Es soll zu Gunsten der Grenzbewohner der Graf-
fchafl Ncuenburg die nachstehende Ausnahme von
dem Ausfuhrverbot vom iz. Herbstmonat 1799
gemacht werden dürfen.

:. DaS ihnen aus dem Distrikt Seeland auszufüh-

ren bewilligte Quantum Getreide wird auf acht-

hundert Zentner bestimmt.

Z. Der Vollziehungsraih wird die deßhalb crfoder-

lichen Anstalten treffen und insbesondere dafür
sorgen, baß dieses Quantum nicht überschritten,
sondern noch ferner auf die Contrebande im Ge-

trctdehandcl geachtet werde.

Die Cioiigefetzcommißwn räch zu folgender Bot-
schalt an den Vvllz. Rath:

B. V. R. Wir übersenden Ihnen eine von vcr.
schiedenen Bürgern von Chattel St. Denis, C, Frcydurg,
unterm 28. August eingesandte Bittschrift worinn mch-

rere bey einem Geldstage in Verlust gekommene Gläu-
bigcr anfragen, ob ihn n nicht das Recht nach den

ehevorigen Gesetzen zukomme, die von dem Schuldner
innert einem Jahr verkaufte Besitzungen an sich zu zie-

hen, oder ob dieses Recht durch Aufhebung der Zug-
«echte auch abgeschaft sey Da aber weder das Ge-

setz vom z i. Aug. 98, noch jenes vom 20. Brachm..

-8oc-, von dieser Gattung Zngrccht Meldnng thun,
weil dieses kein eigentliches Zugrecht ist, und für des-

sen Aufhebung die Gründe, welche bey Abfassung je-
ner Gesetze zur Grundlage dienten, wegfallen: so :e.
darf es deswegen von Seite der Gesetzgebung teuer
nähern Erläuterung, und wir lade» Sie daher cn,
den Bittstellern ihre Anfrage nach dem Sinn jcses

Gesetzes zu beantworten.
Der Rath verwirft diese Botschaft und erklärt, daß

er über den Gegenstand nicht eintreten kann, indnn
die Gesetz: über die Abschaffung des Zugrechts klarsiid.

Der Bericht und Gesttz.svorschlag der Polizeycon-
mißwn über die Gemeintdürgcrrechle wird in Bc:a«
lhung genommen, m.d zn näherer Crdaurnng der Eon«
mißion zurückgewiesen.

Die Fmanzcomnußion legt den Bericht über Zehn,
den und Bodenzinse vor, den wir bereits geliefert ha,

haben (S- S. 460.) Er wird für z Tage auf ten

Canzleyttsch gelegt.
Eine besondere Commißion legt ein gedoppeltes Gut»

achten über die Gemeindgütcr der Gemeinde Hcydm,
vor, die für; Tage auf den Canzieiftsch gelegt werden.

Die Commißion des öffentlichen Unterrichts
stattet einen vorläusigen Bericht über die Siltengerichle
ab, und sczt die Schwierigkeiten auseinander, die die

Commißion bey ihrem Auftrage fand; sie verlangt und
eihäit Verlängerung der für die endliche Verichtcrstat»
tung der Commißion angeramntc» Zeit.

E sch e r wird zum Präsident, C a r r a rd und A n»

der wer c h werden zu Secretärs ernannt. G e ru

hard wird Saalinspekcvr.

Gesetzgebender Rath/ 2. Sept.
Präsident: E sch er.

Folgende zwey Gutachten der Cwilgesrtzgebungscom»

mißion, die Rücknahme des Gesetzes vom 20. Okt.

i8°o die Cassation«, und Schiedsrichter - Tribunaie
betreffend, wird in Berathung genommen.

B. G> Die Jnstizcomnftßion hat nach ihrem Auf.
trag vom 16. dieses die Frage: ob das Gesetz vom

20. Horn. 1800 über die Schiedsrichterlribunale nicht
zurückgenommen werden so!! gcngu zu untersuchen ge-

trachtet, und daher auch die in diesem Fache bewähr-

ten Kenntnisse der BB. Lüthard, Schnell,
Oberrichter und Tilimann össentücher Ankläger5

zu Hülfe genommen. Wir haben die Ehre Ihnen
darüber folgenden Bericht abzustatten:

So unzweckmäßig das Gesetz vom sottn Hornung
beim ersten Anbiik schon jedem Sachkundigen auffällt,
so nothwendig, bleibt dasselbe, so lang em Cassations»
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Tribunal anerkannt werden muß. Dieses veranlaßte

»ms in die allgemeine Frage einzutreten: ob cinCas.

satwnstribunal diejenigen Vortheile gewähre, welche der

Endzweck des Staates fordern könnte? Wir glaube»

das Gegentheil aus folgenden Gründen beweisen zu

können:

Was soll eigentlich der Endzweck eines solchen Cas-

sationsiribunals seyn? Wenn wir die Fälle, für welche

sowohl die Constitution, als das Gesetz vom 20. Horn,
die Cassation vorschreiben, näher entwickeln, so zeigt es

sich deutlich daß sie dazu dienen soll, die streitenden

Partheyen gegen Willkür, Gewaltthätigkeit und ttn-

wissenh.it des Nichters zu schützen. Je kürzer und ein-

sacher der Weg ist auf welchem dieses geschieht, desto

grösser wird die dadurch verschaske Sicherheit. Allein,

hier ist eben die grosse Klippe, an welcher die Vortheile

alle, die man sich durch ein solches Cassationstribunal

versprach, scheitern. Entweder müßte man so lang

Cassation gestatten, so lang bey irgend einer Behörde

ein Fall sich ereignen kann, welcher das Urtheil cassa-

tionsfähig macht, oder man muß die Cassation

nur auf Urtheile bestimmter einzelner Behörden beschrän-

ken: Wählt man das erste, so wird der Schild, der

uns vor dem Uebel bewahren soll, drückender als das

Uebel selbst; wählt man das zweyte, so können wir
uns keine Gründe vorstellen wegen welchen das erste

Urtheil casi-.rt, das zweyte aber der Cassation nicht
unterworfen werden soll, wenn auch schon bey diesem

der Fall der Cassation eingetroffen wäre. Im ersten

Fall stellen sich ungeheure Kosten und aufferordentliche
Verzögerung den Vortheilen der Cassation entgegen:
den zweyten Fall würde nie zu rechtfertigende Willkür
begleiten, und in beyden die Sicherheit und bürgerliche

Freyheck eher vcrlczt als befördert, und daher jener

Endzweck, den Man durch Einführung der Cassations-

geeichte erzielen möchte, nicht erreicht. Es ist ein

Eassaiionstridunai auch überflnßig : man muß am Ende

doch irgend eine Behörde aufstellen, die dem Streit
«in Ende machen muß; wir haben den Beweis dafür
km Gesetz vom 20. Horn, selbst: nach dem die Par-
ckheycn Urtheile von den aufgestellten richterlichen Vc-
hörden erhalten, so müssen sie das sechste von einem

ausserordentlichen Gericht aussprechcn lassen, ohne daß

eine weitere Appellation stattfindet. Warum soll man
nicht lieber unter den schon aufgestellten richterlichen

D» hörden derjenigen das Recht einräumen, den lezkcn

Auösprnch zu fällen, welcher die Gewalt zugestanden

War,, die Urtheile der niedern Gerichte zu caßicen,

so bald ein Urtheil eines niedern Gerichtes vor dieselbe

gebracht wird ; wozu will man die Partheyen, die viel,
leicht durch Ungeschicklichkeit oderWilikür des Richters
an ihrem Recht gehindert wurden, verpachten, wieder
von vorn die kostspielige Laufbahn anzutreten, da

mau ans einem kürzern Wege ihnen das Recht ver-
schassen könnte In dieser Rücksicht halten wir dafür,
daß es das Wohl des Staatesund die bürgerliche Si-,,
chcrheit unumgänglich erfodere, unter gewissen Ein
schränkungcn, dem obersten Gerichtshof die lczte Am
peilation in Civilsteeitigkeilen, anstatt der bisherigen
Cassation, einzuräumen. Wir fügen den schon ange-
führten Gründen noch folgendes bey:

Es sollte wohl keines Beweises bedürfen, daß die-

jenige Behörde, welche zu entscheiden hat, ob nicht
Rcchtsformcn Compete»;, oder wohl gar das Gesetz

selbst, durch den Ausspruch eines untern Gerichts vcrlczt
worden, mit ter richtigsten Sachkcnntniß das End-
urtheil fällen könne, weil sie ja ohne diese auch jene

Fragen alle nicht entscheiden könnte? Dadurch wird
auch jener Einwurf widerlegt, daß von dem obern

Gerichtshof eaßirte Urtheilssprüche deßwegen an die

niedere Gerichte zurückgewiesen werden müssen, weis

besonders in jenen Canloncn, wo kein geschriebenes

Recht war, Kenntniß von den Parlikulargewohnheilen?
unumgänglich nothwendig sey, welche bey den Cantons»-

und Dlsteiktsbehörden in grossem Grad vorauszusetzen
wäre. Aber auch der oberste Gerichtshof kann ohne

diese Kenntniß so wenig kaßircn, als er ohne diese

das Endurtheil aussprechen könnte, und so fallt diesem

Einwurf von selbst weg. t.D ie Forts, folgt.)

Mannigfaltigkeiten.
14 Distnêlsstatthaltec des Cantons Zürich, haben-

'kürzlich dem gesetzgebenden Rath eine Petition üLem

den Rechtslried vorgelegt, die wirklich viel Gutes end-

hält, aber dann freylich auch, wie es gewöhnlich dem

Fall ist, von einem Extrem zum andern geht. Dim
Hauptsache, worüber sie klagt, ist die Ungleichheit dem

Rechtstriebrostcn in den nähern oder entfernter!! Gc-
gendeii des Cantons von dem Hauptort, und in der-'

That sollte sich hierin, wo nicht cine völlige Gleich--

förmigkeit, doch eine werk weniger- auffallende Pro--
portion einführen lassen, ohne daß der Rcchtslrüb im

alle 14 Distrikte zersplittert würde. Bisher hatte dim

Regelmäßigkeit desselben viele Vortheile; ich zweisim

daran, ob selbst bey dem besten Willen und bey dem


	Vollziehungs-Rath

